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Leitsatz

1. Zu den Voraussetzungen, unter denen das durch Art. 8 Abs. 1 EMRK geschützte Recht
auf Achtung des Privatlebens bei langjährig Geduldeten (hier: Ashkali aus dem Kosovo) zu
einer rechtlichen Unmöglichkeit der Abschiebung führen kann

2. Der Aufenthalt auf der Grundlage bloßer Duldungen steht der Entstehung einer durch Art 8
Abs. 1 EMRK geschützten Rechtsposition tendenziell entgegen. Jedenfalls hat die rechtliche
Natur des Aufenthalts in der Bundesrepublik Deutschland bei der Abwägung der öffentlichen
und privaten Belange im Rahmen der Schrankenbestimmung des Art. 8 Abs. 2 EMRK
erhebliches Gewicht.

3. Bei der Beurteilung der Verhältnismäßigkeit des Eingriffs in das durch Art. 8 Abs. 1 EMRK
geschützte Privatleben ist bei Minderjährigen grundsätzlich nicht nur deren Verwurzelung in
die Lebensverhältnisse der Bundesrepublik Deutschland in den Blick zu nehmen; vielmehr
ist in der Regel auch von Bedeutung, inwieweit sich die übrigen Familienmitglieder,
insbesondere die Eltern bzw. der personensorgeberechtigte Elternteil, kulturell, wirtschaftlich
und sozial in die hiesigen Lebensverhältnisse integriert haben (familienbezogene
Gesamtbetrachtung, wie VGH Bad.-Württ., Urteil vom 18.01.2006 - 13 S 2220/05 -, VBlBW
2006, S. 200 ff.).
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VERWALTUNGSGERICHTSHOF
BADEN-WÜRTTEMBERG

B e s c h l u s s

In der Verwaltungsrechtssache

1.

2.

3.

  

4.

  

5.

-  Antragsteller  -
-  Beschwerdeführer  -

prozessbevollmächtigt:

gegen

Land Baden-Württemberg,
vertreten durch das  Regierungspräsidium Karlsruhe,
- Landesaufnahmestelle für Flüchtlinge -,
Durlacher Allee 100, 76137  Karlsruhe

-  Antragsgegner  -
-  Beschwerdegegner  -

wegen Abschiebung
hier: vorläufiger Rechtsschutz
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hat der 11. Senat des Verwaltungsgerichtshofs Baden-Württemberg durch den
Vorsitzenden Richter am Verwaltungsgerichtshof  Dr. Schaeffer, den Richter
am Verwaltungsgerichtshof Dr. Vondung und die Richterin am Verwaltungsge-
richtshof Dr. Thoren

am 10. Mai 2006

beschlossen:

Die Beschwerden der Antragsteller gegen den Beschluss des Verwaltungsge-
richts Karlsruhe vom 11. November 2005 - 4 K 2405/05 - werden zurückge-
wiesen.

Die Antragsteller tragen die Kosten des Beschwerdeverfahrens.

Der Streitwert für das Beschwerdeverfahren wird auf 12.500,-- EUR festge-
setzt.

Gründe

Die fristgerecht erhobenen und begründeten sowie inhaltlich den Anforderun-

gen des § 146 Abs. 4 Satz 3 VwGO entsprechenden Beschwerden der An-

tragsteller gegen den Beschluss des Verwaltungsgerichts Karlsruhe vom

11.11.2005 sind zulässig, haben jedoch in der Sache keinen Erfolg. Das Ver-

waltungsgericht hat es im Ergebnis zu Recht abgelehnt, den Antragsgegner

im Wege einer einstweiligen Anordnung zu verpflichten, vorläufig von aufent-

haltsbeendenden Maßnahmen gegenüber den Antragstellern abzusehen. Da-

gegen wenden sich die Antragsteller mit ihrem Beschwerdevorbringen, auf

dessen Überprüfung der Senat beschränkt ist (vgl. § 146 Abs. 4 Satz 6

VwGO), ohne Erfolg.

I. Die 1955 bzw. 1966 geborenen Antragsteller zu 1. und 2. sowie ihre 1990,

1991 und 1995 geborenen Kinder, die Antragsteller zu 3. - 4., sind serbisch-

montenegrinische Staatsangehörige und gehören nach von ihnen vorgelegten

Unterlagen der Volksgruppe der Ashkali an. Die Antragsteller zu 1. - 4. stam-

men aus dem Kosovo und reisten 1993 in die Bundesrepublik Deutschland

ein; der Antragsteller zu 5. wurde in Deutschland geboren. Die Asylanträge

der Antragsteller sowie mehrere Asylfolgeanträge wurden vom Bundesamt für
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die Anerkennung ausländischer Flüchtlinge (bzw. jetzt Bundesamt für Migra-

tion und Flüchtlinge) abgelehnt. Bis auf kurze Zeiten des Besitzes von Auf-

enthaltsgestattungen im Zusammenhang mit der Durchführung von Asylver-

fahren wurden die Antragsteller geduldet. Derzeit sind die Antragsteller im

Besitz von Duldungen, die mit der auflösenden Bedingung „erlischt mit Be-

kanntgabe des Abschiebetermins“ versehen sind. Mit Schreiben vom

08.08.2005 kündigte das Regierungspräsidium Karlsruhe den Antragstellern

die Abschiebung nach Serbien-Montenegro einschließlich des UNMIK-Man-

datsgebiets Kosovo an.

Mit Beschluss vom 11.11.2005 lehnte das Verwaltungsgericht Karlsruhe es

mangels Glaubhaftmachung eines Anordnungsanspruchs ab, zur Sicherung

eines Anspruchs auf Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis oder auf Erteilung

von Duldungen ohne auflösende Bedingung eine einstweilig Anordnung zu

erlassen. Das Verwaltungsgericht begründete seine Entscheidung im wesent-

lichen und zusammengefasst damit, dass die Antragsteller sich im Hinblick

auf die von ihnen vorgetragene Integration in die Lebensverhältnisse der

Bundesrepublik Deutschland nicht darauf berufen könnten, Art. 8 EMRK stehe

der Beendigung ihres Aufenthaltes entgegen. Ein Eingriff in das von Art. 8

EMRK geschützte Privat- und Familienleben durch Versagung des Aufenthalts

für einen Ausländer setze voraus, dass sein Privat- oder Familienleben in

dem betreffenden Land fest verankert sei. Diese Voraussetzung sei in Fällen

einer bloßen Duldung nicht erfüllt. Eine Duldung gewähre keinen legalen ord-

nungsgemäßen Aufenthalt, sondern schütze einen Ausländer, der sich illegal

in der Bundesrepublik aufhalte, lediglich vorübergehend vor einer sonst recht-

lich zwingend gebotenen Abschiebung und lasse die Ausreisepflicht unbe-

rührt.

Dagegen wenden sich die Antragsteller mit der Beschwerde und tragen unter

Berufung auf die Entscheidung des Europäischen Gerichtshofs für Menschen-

rechte (EGMR) vom 16.06.2005 (<Sisojeva>, InfAuslR 2005, 349 ff.) zusam-

mengefasst vor, im Falle des Vorliegens starker persönlicher, sozialer und

wirtschaftlicher Kontakte zum Aufnahmestaat stelle Art. 8 EMRK nicht nur ein

Abwehrrecht dar, sondern es ergebe sich daraus auch ein Anspruch auf posi-
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tive Maßnahmen des Aufnahmestaates, etwa ein Recht auf Legalisierung des

Aufenthalts. Das Verwaltungsgericht nehme eine Relativierung von Men-

schenrechten vor, wenn es davon ausgehe, ein rechtlicher Schutz greife nur

ein, wenn das Schutzgut auf der Basis eines rechtmäßigen Aufenthalts ent-

standen sei. Außerdem erwecke die praktische Handhabung des ausländer-

rechtlichen Regelungsinstruments der Duldung, nämlich die Vergabe von Dul-

dungen über Zeiträume von zehn Jahren und mehr, beim Adressaten das

Gefühl der Inhaberschaft eines Aufenthaltstitels und stelle eine verkappte

Aufenthaltserlaubnis dar.

II. Dieses Vorbringen der Antragsteller ist nicht geeignet, ihren Beschwerden

zum Erfolg zu verhelfen. Im Ergebnis zu Recht ist das Verwaltungsgericht da-

von ausgegangen, dass die Antragsteller im Hinblick auf Art. 8 EMRK weder

einen Anspruch auf Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Abs. 5

AufenthG noch auf Erteilung von Duldungen (ohne auflösende Bedingung)

nach § 60a Abs. 2 AufenthG glaubhaft gemacht haben.

Gemäß § 25 Abs. 5 Satz 1 AufenthG kann einem Ausländer, der vollziehbar

ausreisepflichtig ist, eine Aufenthaltserlaubnis erteilt werden, wenn seine

Ausreise aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen unmöglich ist und mit

dem Wegfall der Ausreisehindernisse in absehbarer Zeit nicht zu rechnen ist.

Gemäß § 25 Abs. 5 Satz 2 AufenthG soll die Aufenthaltserlaubnis erteilt wer-

den, wenn die Abschiebung seit 18 Monaten ausgesetzt ist. Ein Ausreisehin-

dernis i.S.d. § 25 Abs. 5 Satz 1 AufenthG liegt u.a. dann vor, wenn die Aus-

reise aus verfassungs- oder völkerrechtlichen Gründen mit Blick auf Art. 6 GG

und    Art. 8 EMRK unzumutbar und damit rechtlich unmöglich ist (vgl. VGH

Bad.-Württ., Urteil vom 18.01.2006 - 13 S 2220/05 -, VBlBW 2006, 200 ff.

m.w.N.; Hess. VGH, Beschluss vom 15.02.2006 - 7 TG 106/06 -, InfAuslR

2006, 217;  s. dazu auch Senatsurteil vom 06.04.2005 - 11 S 2779/04 -,

VBlBW 2005, S. 356 ff. m.w.N.).

Gemäß § 60a Abs. 2 AufenthG ist die Abschiebung eines Ausländers auszu-

setzen und ihm eine Duldung zu erteilen, solange die Abschiebung aus tat-
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sächlichen oder rechtlichen Gründen - u.a. im Hinblick auf Art. 6 GG und

Art. 8 EMRK - unmöglich ist und keine Aufenthaltserlaubnis erteilt wird.

Im vorliegenden Fall sind die Antragsteller auf Grund der unanfechtbaren Ab-

lehnung ihrer Asylanträge zwar vollziehbar ausreisepflichtig. Ihre Ausreise ist

jedoch auch unter Beachtung der Gewährleistungen des Art. 8 EMRK nicht

rechtlich unmöglich i.S.d. o.g. Vorschriften.

1. Nach Art. 8 Abs. 1 EMRK hat jedermann Anspruch auf Achtung seines Pri-

vat- und Familienlebens, seiner Wohnung und seines Briefverkehrs. Art. 8

Abs. 2 EMRK regelt, dass der Eingriff einer öffentlichen Behörde in die Aus-

übung dieses Rechts nur statthaft ist, soweit dieser Eingriff gesetzlich vorge-

sehen ist und eine Maßnahme darstellt, die in einer demokratischen Gesell-

schaft für die nationale Sicherheit, die öffentliche Ruhe und Ordnung, das

wirtschaftliche Wohl des Landes, die Verteidigung der Ordnung und zur Ver-

hinderung von strafbaren Handlungen, zum Schutz der Gesundheit und der

Moral oder zum Schutz der Rechte und Freiheiten anderer notwendig ist.

Da im vorliegenden Fall die Familie nicht getrennt werden soll, sondern viel-

mehr der gesamten Familie ein Aufenthaltsrecht verweigert wird und alle Fa-

milienmitglieder in das Land ihrer Staatsangehörigkeit zurückkehren sollen,

scheidet ein Eingriff in das durch Art. 8 Abs. 1 EMRK geschützte „Familienle-

ben“ von vornherein aus (vgl. VGH Bad.-Württ., Urteil vom 18.01.2006,

a.a.O., und Beschluss vom 02.11.2005 - 1 S 3023/04 -, InfAuslR 2006, 70 ff.).

In der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte

(EGMR) ist auch geklärt, dass Art. 8 Abs. 1 EMRK nicht das Recht gewährt,

den Ort zu wählen, der nach Ansicht der Betroffenen am besten geeignet ist,

ein Familienleben aufzubauen (Entscheidung vom 07.10.2004 <Dragan>,

NVwZ 2005, 1043 ff.).

2. Die Weigerung, den Antragstellern ein Aufenthaltsrecht in Deutschland zu

gewähren, kann daher allenfalls einen Eingriff in ihr Recht auf Achtung ihres

„Privatlebens“ darstellen. Zum schützenswerten Privatleben gehören die ge-

wachsenen persönlichen, sozialen und wirtschaftlichen Bindungen in dem
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Staat, in dem der Ausländer geboren oder aufgewachsen ist. Eine den Schutz

des Privatlebens nach Art. 8 Abs. 1 EMRK auslösende Verbindung kann ins-

besondere für solche Ausländer in Betracht kommen, deren Bindungen an die

Bundesrepublik Deutschland auf Grund eines Hineinwachsens in die hiesigen

Verhältnisse mit gleichzeitiger Entfremdung von ihrem Heimatland quasi

deutschen Staatsangehörigen gleichzustellen sind. Ihre Situation ist dadurch

gekennzeichnet, dass die Bundesrepublik Deutschland faktisch das Land ist,

zu dem sie gehören, während sie mit ihrem Heimatland nur noch das formale

Band ihrer Staatsangehörigkeit verbindet (zum Begriff des „faktischen Inlän-

ders“ im Zusammenhang mit dem „Schutz des Familienlebens“ vgl. etwa

EGMR, Urteile vom 26.03.1992 <Beldjoudi>, InfAuslR 1994, 86 ff., und vom

26.09.1997 <Mehemi>, InfAuslR 1997, 430; s. auch BVerwG, Urteil vom

29.09.1998 - 1 C 8.96 -, NVwZ 1999, 303 ff. , und OVG Schleswig, Urteil vom

23.02.1999 - 4 L 195/98 - <juris>;).

Die - stark kasuistisch geprägte - Rechtsprechung des EGMR zu der Frage,

ob ein langjähriger Aufenthalt im Bundesgebiet eine schutzwürdige Position

nach Art. 8 Abs. 1 EMRK begründen kann, bezieht sich im wesentlichen auf

die Grenzen der Ausweisungskompetenz der Vertragsstaaten bei Personen,

die im Staatsgebiet des Vertragsstaates geboren oder in sehr frühem Alter im

Wege des Familiennachzugs in dieses eingereist sind (sog. Ausländer der

zweiten Generation), einen Aufenthaltstitel erworben haben und als Folge

strafrechtlicher Verfehlungen von der Ausweisung bedroht sind (vgl. die Aus-

wertung der Rechtsprechung des EGMR in BVerfG, Kammerbeschluss vom

01.03.2004 - 2 BvR 1570/03 -, InfAuslR 2004, 280 ff.). Während bei diesen

Ausländern die Frage zu beurteilen ist, ob sie auf Grund ihres langjährigen

rechtmäßigen Aufenthalts und ihrer Sozialisation im Vertragsstaat gegen eine

Ausweisung geschützt sind, geht es in Fällen wie dem vorliegenden darum,

ob Flüchtlinge, deren Asylanträge erfolglos geblieben sind, deren Abschie-

bung jedoch über einen sehr langen Zeitraum hinweg nicht durchgesetzt wur-

de und die auch nicht in den Besitz eines Aufenthaltstitels gelangt sind, auf-

grund ihres langjährigen faktischen Aufenthalts im Vertragsstaat und ihres

dort erlangten Integrationsgrades gegen aufenthaltsbeendende Maßnahmen
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geschützt sind und deshalb im Ergebnis einen Anspruch auf Legalisierung ih-

res Aufenthalts haben.

a) Nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts (vgl. Urteile vom

03.06.1997 - 1 C 18/96 -, NVwZ 1998, 189 ff., und vom 29.03.1996 - 1 C 28/94 -,

InfAuslR 1997, 24 ff.). setzt ein Eingriff in die von Art. 8 Abs. 1 EMRK geschützten

Rechte durch Versagung des Aufenthalts für einen Ausländer grundsätzlich voraus,

dass sein Privat- bzw. Familienleben in dem betreffenden Land fest verankert ist und

sich nicht auf eine lose Verbindung beschränkt. Hierzu gehört grundsätzlich - als Ba-

sis - eine aufenthaltsrechtliche Verankerung. Diese Voraussetzung ist daher in den

Fällen bloßer Duldungen, in deren Besitz die Antragsteller sich befinden, regelmäßig

nicht erfüllt. Eine Duldung gewährt keinen legalen, ordnungsgemäßen Aufenthalt,

sondern schützt den Ausländer lediglich vorübergehend vor einer sonst rechtlich

zwingend gebotenen Abschiebung und lässt seine Ausreisepflicht unberührt (vgl.

§§ 55 Abs. 1, 56 Abs. 1 AuslG bzw. § 60a Abs. 1 - 3 AufenthG). Sie führt nicht zur

Erlangung eines aufenthaltsrechtlichen Status, der berechtigterweise die Erwartung

hervorrufen kann, in Deutschland bleiben zu dürfen (vgl. zu diesem Kriterium auch

OVG Schleswig, Urteil vom 23.02.1999, a.a.O.). Auch nach der Rechtsprechung des

Senats kann grundsätzlich eine aufenthaltsrechtlich erhebliche und insoweit schutz-

würdige Eingliederung in die in der Bundesrepublik Deutschland bestehenden Le-

bensverhältnisse während des Aufenthalts eines Ausländers, der sich nicht rechtmä-

ßig in Deutschland aufhält, nicht erfolgen (vgl. Senatsbeschluss vom 25.09.2003 - 11

S 1795/03 -, InfAuslR 2004, 70 ff.).

Der EGMR hat in seiner grundlegenden Entscheidung zur Bedeutung der

EMRK im Rechts des Aufenthalts von Ausländern vom 28.05.1985 (<Abdula-

ziz>, NJW 1986, 3007 ff.) betont, dass zum einen die Vertragsstaaten im Be-

reich des nicht klar umrissenen Begriffs der  „Achtung“  des Familien- und

Privatlebens über einen weiten Ermessensspielraum verfügen und sie zum

anderen das Recht haben, die Einwanderung von Personen, die nicht ihre

Nationalität haben, in ihr Staatsgebiet zu kontrollieren. In seinen Entschei-

dungen vom 16.09.2004 (<Ghiban>, NVwZ 2005, 1046 ff.) und vom

07.10.2004 (<Dragan>, NVwZ 2005, 1043) hat der EGMR nochmals darauf

verwiesen, dass die Konvention nicht das Recht eines Ausländers garantiere,
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in einen bestimmten Staat einzureisen oder sich dort aufzuhalten oder nicht

ausgewiesen zu werden. Die Vertragsstaaten hätten vielmehr nach allgemein

anerkannten völkerrechtlichen Grundsätzen das Recht, über die Einreise, den

Aufenthalt und die Abschiebung fremder Staatsangehöriger zu entscheiden.

Auch wenn die Frage, welche rechtliche Qualität ein Aufenthalt haben muss,

um Grundlage eines i.S.v. Art. 8 Abs. 1 EMRK schützenswerten Privat- oder

Familienlebens sein zu können, in der Rechtsprechung des EGMR soweit er-

sichtlich noch nicht eindeutig geklärt ist (offen gelassen z. B. im Urteil vom

16.09.2004 <Ghiban>, a.a.O.), ist jedenfalls festzuhalten, dass allein ein

langdauernder faktischer Aufenthalt auch aus der Sicht des EMRK nicht aus-

reichend ist. In der o.g. Entscheidung Ghiban heißt es ausdrücklich, Art. 8

Abs. 1 EMRK dürfe nicht so ausgelegt werden, als verbiete er allgemein die

Abschiebung eines fremden Staatsangehörigen nur deswegen, weil dieser

sich eine bestimmte Zeit im Hoheitsgebiet des Vertragsstaates aufgehalten

habe (im Ergebnis ebenso EGMR vom 07.10.2004 in der Sache Dragan,

a.a.O.). In beiden Verfahren hatten sich die Beschwerdeführer zwar viele Jah-

re in Deutschland aufgehalten, jedoch einen Aufenthaltstitel nicht oder nur für

sehr kurze Zeit erlangt. Auf dieses fehlende Aufenthaltsrecht hat der EGMR

bei seinen Entscheidungen jeweils maßgeblich abgestellt. Eine rechts-

grundsätzliche Festlegung im Sinne der Entbehrlichkeit eines rechtmäßigen

Aufenthalts dürfte auch der Entscheidung des EGMR vom 16.06.2005 (<Si-

sojeva>, a.a.O.), nicht zu entnehmen sein. Zwar wird darin ein auf der

Grundlage von Art. 8 Abs. 1 EMRK begründeter Anspruch auf dauerhafte Le-

galisierung des Aufenthalts anerkannt. Der Fall ist indessen von der Beson-

derheit geprägt, dass die Beschwerdeführer zum einen lange Zeit ordnungs-

gemäß im Vertragsstaat gewohnt hatten und ihr aufenthaltsrechtlicher Status

erst im Anschluss an politische Umwälzungen - die Auflösung der Sowjet-

union und die Unabhängigkeit Lettlands - aufgrund ihrer Volkszugehörigkeit in

Frage gestellt worden ist und ihnen zum anderen jedenfalls die rechtliche

Möglichkeit eröffnet war, einen befristeten legalen Aufenthaltsstatus zu erlan-

gen. Eine vergleichbare Situation ist bei den Antragstellern nicht gegeben.

b) Selbst wenn man zu Gunsten der Antragsteller davon ausgeht, dass auch

ein rechtlich ungesicherter, rein faktischer Aufenthalt im Vertragsstaat eine
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Grundlage für die Annahme eines schutzwürdigen Privatlebens i.S. von Art. 8

Abs. 1 EMRK sein kann, ist die daraus folgende Rechtsposition im Rahmen

der Schrankenbestimmung des Art. 8 Abs. 2 EMRK gegen das Recht des

Vertragsstaates zur Einwanderungskontrolle abzuwägen. Jedenfalls bei der

Bewertung der Notwendigkeit, d.h. der Verhältnismäßigkeit des Eingriffs, hat

die rechtliche Natur des Aufenthalts erhebliches Gewicht.

Eine wirksame Einwanderungskontrolle stellt auch nach der Rechtsprechung

des EGMR eine Maßnahme dar, die in einer demokratischen Gesellschaft aus

Gründen der öffentlichen Sicherheit und Ordnung notwendig ist (vgl. Ent-

scheidung vom 16.09.2004 in der Sache Ghiban, a.a.O.). Wie dargelegt, ver-

bietet Art. 8 EMRK die Abschiebung eines fremden Staatsangehörigen nicht

allein deswegen, weil er sich eine bestimmte Zeit im Hoheitsgebiet des Ver-

tragsstaates aufgehalten hat. Vielmehr bedarf es näherer Anhaltspunkte da-

für, dass eine Rückkehr nach Maßgabe des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes

unzumutbar ist (vgl. auch BVerwG, Urteil vom 29.09.1998 - 1 C 8.96 -, NVwZ

1999, 303 ff.). Bei der danach vorzunehmenden umfassenden Abwägung des

legitimen staatlichen Interesses auf Gestaltung des Aufenthaltsrechts gegen

die aus einer Verwurzelung folgenden schutzwürdigen Belange der Betroffe-

nen spielt u.a. eine Rolle, aus welchen Gründen der Ausländer sich trotz

Fehlens eines Aufenthaltsrechts im Bundesgebiet aufhält, ob etwa die Auf-

enthaltsbeendigung aus von ihm zu vertretenden Gründen (z.B. wegen der

Weigerung, an der Beschaffung der erforderlichen Heimreisedokumente mit-

zuwirken, oder wegen der Durchführung erfolgloser Verfahren zur Erlangung

eines Aufenthaltstitels, vgl. dazu VGH Bad.-Württ., Urteil vom 18.01.2006,

a.a.O.) oder aus anderen Gründen (etwa im Hinblick auf eine bestehende Er-

lasslage) nicht erfolgt ist.  Allein der Umstand, dass ein Ausländer als Kind in

den Vertragsstaat eingereist und dort aufgewachsen und zur Schule gegan-

gen ist, rechtfertigt noch nicht den Schluss, dass die Rückkehr nach Maßgabe

des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes unzumutbar ist (in diesem Sinne siehe

EGMR, Entscheidung vom 07.10.2004 in der Sache Dragan, a.a.O., hinsicht-

lich der dortigen Beschwerdeführer zu 2 und 3). Ein Gesichtspunkt ist neben

der Dauer des Aufenthalts auch, ob der Ausländer ein Alter erreicht hat, in

dem ihm ein Hineinwachsen in die Lebensumstände des Staates seiner
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Staatsangehörigkeit in der Regel nicht mehr oder nur unter größten Schwie-

rigkeiten gelingen kann, wobei auch die Sprachkenntnisse des Betroffenen

bzw. dessen sprachliche Integrationsfähigkeit im Heimatland in Betracht zu

ziehen sind (vgl. dazu VGH Bad.-Württ., Urteil vom 18.01.2006, a.a.O.; OVG

Schleswig, Urteil vom 23.02.1999, a.a.O.; siehe zu den einzelnen Gesichts-

punkten auch die Nachweise aus der Rechtsprechung des EGMR in BVerfG,

Kammerbeschluss vom 01.03.2004, a.a.O., zu dem Problemkreis s. auch

Hoppe, Verwurzelung von Ausländern ohne Aufenthaltstitel, ZAR 2006, 125

ff.).)

c) Im Rahmen der gebotenen Gesamtschau ist nach Auffassung des Senats

bei der Beurteilung der Verhältnismäßigkeit des Eingriffs bei minderjährigen

Kindern regelmäßig nicht nur deren Integration isoliert in den Blick zu nehmen

und festzustellen, inwieweit sie selbst - etwa im Hinblick auf Sprachkennt-

nisse, Schulbesuch und persönlichen Umgang - in der Bundesrepublik

Deutschland verwurzelt sind. Vielmehr kommt auch der Frage Bedeutung zu,

in welchem Umfang sich ihre Familie in die bundesdeutschen Lebensverhält-

nisse integriert hat. Bei dieser familienbezogenen Gesamtbetrachtung

sind auch solche Gesichtspunkte berücksichtigungsfähig, welche (etwa im

Hinblick auf die unterbliebene Ausreise aus dem Bundesgebiet, die man-

gelnde wirtschaftliche oder soziale Integration, die Beachtung der bundes-

deutschen Rechtsordnung etc.) auf das Verhalten der Eltern zurückzuführen

sind (ebenso VGH Bad.-Württ., Urteil vom 18.01.2006, a.a.O.). Dafür, dass

ein minderjähriges Kind sich das Verhalten seiner Eltern bei der Prüfung, ob

der Eingriff in sein Privatleben durch legitime Ziele der Einwanderungskon-

trolle gerechtfertigt ist, „zurechnen“ lassen muss, sprechen neben der Bezug-

nahme auf das „Familienleben“ als paralleles Schutzgut des Art. 8 Abs. 1

EMRK auch folgende Erwägungen: Für die Beurteilung der Verwurzelung von

minderjährigen Kindern kommt es auch darauf an, inwieweit ihre innerfamiliä-

ren Lebensverhältnisse von der nationalen Herkunft der Gesamtfamilie ge-

prägt sind. Darüber hinaus sind bei der für die aufenthaltsrechtliche Entschei-

dung relevanten Frage, ob eine (Re)Integration in das Land der Staatsange-

hörigkeit möglich ist, bei der beabsichtigten Rückführung minderjähriger Kin-

der die Fertigkeiten und möglichen Unterstützungsleistungen der Eltern sowie
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deren Verbindungen im Heimatland in Rechnung zu stellen (vgl. VGH Bad.-

Württ., Beschluss vom 02.11.2005, a.a.O., und Hess. VGH, Beschluss vom

15.02.2006, a.a.O). Ferner würde ein allein aus der Integration des minder-

jährigen Kindes hergeleitetes Aufenthaltsrecht dazu führen, dass den Eltern

(und im weiteren auch den minderjährigen Geschwistern) ohne nähere Prü-

fung ihrer Integration unter Bezugnahme auf Art. 6 GG, Art. 8 EMRK in der

Regel zumindest Abschiebungsschutz zu gewähren wäre, was einwande-

rungspolitische Belange der Bundesrepublik Deutschland in ganz erheblichem

Maße berühren und zu einer einseitigen Gewichtung der privaten Belange des

betroffenen Ausländers führen würde. Auch die Tatsache, dass minderjährige

Kinder ihren Lebensunterhalt in der Bundesrepublik Deutschland regelmäßig

nicht alleine sichern können, sondern hierfür auf die Unterstützung ihrer Fa-

milie angewiesen sind, spricht dafür, deren wirtschaftliche Integration in die

Gesamtbetrachtung einzubeziehen. Die Konzeption des Aufenthaltsgesetzes

geht schließlich ebenfalls davon aus, dass minderjährige Kinder grundsätzlich

das aufenthaltsrechtliche Schicksal ihrer Eltern teilen (vgl. § 27 Abs. 1 i.V.m.

§§ 29 Abs. 1 - 4, 32 Abs. 1 und 3,  34 AufenthG). Erst volljährige Kinder sind

aufenthaltsrechtlich grundsätzlich selbständig zu behandeln, weil zwischen

ihnen und ihren Eltern - anders als bei Minderjährigen - regelmäßig keine

Beistands-, sondern eine bloße Begegnungsgemeinschaft besteht.

An dieser rechtlichen Beurteilung ändert sich in dem hier maßgeblichen Zu-

sammenhang grundsätzlich auch nichts dadurch, dass das Aufenthaltsgesetz

für Kinder nach Vollendung des 16. Lebensjahres unter bestimmten Umstän-

den ein selbständiges Aufenthaltsrecht vorsieht (vgl. § 35 Abs. 1 AufenthG).

§ 35 Abs. 1 AufenthG schafft einen privilegierten Erwerbstatbestand für nach-

gezogene Kinder von Ausländern, die zum Zeitpunkt der Vollendung ihres 16.

Lebensjahres mindestens fünf Jahre im Besitz einer Aufenthaltserlaubnis

sind, die zum Zwecke des Familiennachzuges nach § 27 AufenthG - welcher

seinerseits grundsätzlich ein Aufenthaltsrecht der Eltern bzw. des sorgebe-

rechtigten Elternteils voraussetzt, vgl. § 32 AufenthG - erteilt worden ist (s.

Hailbronner, AuslR, § 35 Rn. 3 und 5 AufenthG). Aus dieser gesetzlichen Re-

gelung lassen sich für die hier vorliegende Fallkonstellation, in der weder das

minderjährige Kind noch dessen Eltern über eine Aufenthaltserlaubnis verfü-
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gen bzw. verfügt haben, keine vergleichbaren Rechte herleiten. Gleiches gilt

für die Regelung in § 37 AufenthG, der Ausländern unter bestimmten Um-

ständen ein Recht auf Wiederkehr gewährt, wenn der entsprechende Antrag

nach Vollendung des 15. und vor Vollendung des 21. Lebensjahres gestellt

wird. Auch diese Vorschrift setzt voraus, dass der Ausländer als Minderjähri-

ger rechtmäßig seinen gewöhnlichen Aufenthalt im Bundesgebiet hatte und

geht grundsätzlich von einer mindestens achtjährigen rechtmäßigen Aufent-

haltsdauer aus.

Ergänzend sei darauf hingewiesen, das auch sonst bei Abschiebungshinder-

nissen von Kindern die Rechtsprechung davon ausgeht, dass die familiäre

Unterstützung im Heimatland mit zu berücksichtigen ist (vgl. BVerwG, Urteil

vom 21.09.1999 - 9 C 12.99 -, BVerwGE 109, 305 und Urteil vom

27.07.2000 - 9 C 9.00 -, InfAuslR 2001, 52). Die Berücksichtigung der rechtli-

chen Bindung des Kindes an seine Eltern entspricht auch den Regelungen

des deutschen Familienrechts, wonach Kinder den Wohnsitz der Eltern teilen

(§ 11 BGB) und diesen im Rahmen der elterlichen Sorge das Aufenthaltsbe-

stimmungsrecht für ihr Kind zusteht (§§ 1626 Abs. 1, 1631 Abs. 1 BGB). Nach

§§ 1666, 1666a BGB kommt ein Eingriff in dieses Recht, insbesondere eine

Trennung, nur ausnahmsweise in Betracht. Der Senat hat bei der Frage, ob

eine Ausreise für ein Kind aus Rechtsgründen unzumutbar ist, wegen des

Grundsatzes der Einheit der Rechtsordnung im übrigen auch die insofern eher

zurückhaltende Rechtsprechung zu §§ 1631,1666 BGB zu bedenken (ebenso

VGH Bad.-Württ., Urteil vom 18.01.2006, a.a.O.).

d) Bei der danach gebotenen Gesamtschau ist zu Gunsten der Antragsteller

zu berücksichtigen, dass sich die Antragsteller zu 1. - 4. bereits seit 1993 in

der Bundesrepublik Deutschland aufhalten, die Antragsteller zu 3. und 4. mit-

hin bereits als Kleinkinder in die Bundesrepublik Deutschland eingereist sind,

bzw. der Antragsteller zu 5. sogar im Bundesgebiet geboren wurde. Die An-

tragsteller zu 3. und 4. besuchen nach dem Vortrag ihres Prozessbevoll-

mächtigten im verwaltungsgerichtlichen Verfahren die Realschule, so dass

davon ausgegangen werden kann, dass sie die deutsche Sprache gut beherr-

schen; gleiches dürfte für den Antragsteller zu 5. gelten, der zum Zeitpunkt
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des verwaltungsgerichtlichen Verfahrens die Grundschule besuchte. Für die

Antragsteller spricht auch, dass sie offensichtlich seit 2001 keine Sozialhilfe

mehr beziehen, sondern sich eine eigene - wenn auch für eine fünfköpfige

Familie sehr bescheidene - wirtschaftliche Existenz aufbauen konnten. Ob

diese Umstände ohne weitere Darlegungen im Beschwerdeverfahren genü-

gen, um eine tiefe Verwurzelung in Deutschland als erste Voraussetzung ei-

nes nur hier möglichen Privatlebens darzutun (vgl. dazu Hess. VGH, Be-

schluss vom 15.02.2006, a.a.O.), ist fraglich, kann aber dahinstehen.

Bei der Abwägung der öffentlichen und privaten Belange ist zu Lasten der

Antragsteller jedenfalls von erheblicher Bedeutung, dass diese zu keinem

Zeitpunkt im Besitz eines Aufenthaltstitels waren, der berechtigterweise die

Erwartung hervorrufen konnte, in Deutschland bleiben zu dürfen. Entgegen

der Auffassung des Prozessbevollmächtigten der Antragsteller sind im vorlie-

genden Fall die den Antragstellern erteilten Duldungen auch nicht als die

Rechtmäßigkeit des Aufenthalts begründende „verkappte Aufenthaltserlaub-

nisse“ (vgl. dazu BVerwG, Urteil vom 16.10.1990 - 1 C 15/88 -, InfAuslR 1991,

72 ff.) zu betrachten. Den Antragstellern wurde mit den ihnen erteilten Dul-

dungen nicht in Wahrheit ein Aufenthalt im Bundesgebiet erlaubt. Die Ertei-

lung von Duldungen erfolgte erkennbar mit Rücksicht auf eingeleitete Asylfol-

geverfahren, fehlende tatsächliche Rückführungsmöglichkeiten und die Er-

lasslage zur Rückführung von Minderheiten aus dem Kosovo. Die langjähri-

gen Duldungen der Antragsteller sind darüber hinaus auch darauf zurückzufüh-

ren, dass sie in ihren ersten Asylverfahren eine albanische Volkszugehö-

rigkeit vorgetragen und sich erst 1999, als sich die Situation der Albaner im

Kosovo durch den Einmarsch der KFOR-Truppen und den Rückzug der serbi-

schen Armee entscheidend verbessert hatte, auf ihre Zugehörigkeit zur Min-

derheit der Ashkali berufen haben. Die Behörden haben die Antragsteller je-

denfalls zu keiner Zeit über die Unsicherheit ihres Aufenthaltsstatusses im

Bundesgebiet im Zweifel gelassen. Die rechtliche Wirkung der Duldungen

blieb auf den Bereich des Vollstreckungsschutzes gegen eine Entfernung aus

dem Bundesgebiet beschränkt. Die Antragsteller waren mithin seit der ersten

Ablehnung ihres Asylantrages vollziehbar ausreisepflichtig und nach der bun-

desdeutschen Rechtsordnung zur freiwilligen Ausreise verpflichtet. Die Tatsa-
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che, dass dessen ungeachtet die bundesdeutschen Behörden angesichts der

wechselhaften politischen sowie existenziellen Verhältnisse im Kosovo lange

Zeit von einer zwangsweisen Durchsetzung der Ausreiseverpflichtung abge-

sehen haben, führt noch nicht dazu, eine Aufenthaltsbeendigung nunmehr für

unzulässig zu erachten, zumal die Behörden einen entsprechenden Vertrau-

enstatbestand zu keinem Zeitpunkt geschaffen haben.

Im Rahmen der gebotenen Gesamtabwägung kann auch nicht außer Acht

gelassen werden, dass die Antragsteller zu 1. und 2. in weit geringerem Maß

in der Bundesrepublik Deutschland verwurzelt sind als die Antragsteller zu 3.

- 5. Die Antragsteller zu 1. und 2. sind in Serbien-Montenegro geboren und

aufgewachsen und haben ihr Heimatland erst im Erwachsenenalter verlassen.

Zu ihren deutschen Sprachkenntnissen und ihrer sonstigen, insbesondere so-

zialen, Integration in die Verhältnisse der Bundesrepublik Deutschland ist

nichts vorgetragen. Zwar hat der Antragsteller zu 1. eine Arbeitsstelle gefun-

den und verfügt damit zumindest über eine wirtschaftliche Bindung an die

Bundesrepublik. Nicht übersehen werden darf jedoch, dass der Antragsteller

zu 1. in der Bundesrepublik Deutschland mehrfach straffällig geworden ist

(das Bundeszentralregister weist zwischen 1993 und 2001 sechs Eintragun-

gen auf), so dass von einer Integration in die Rechtsordnung der Bundesre-

publik nicht ausgegangen werden kann. Die Antragsteller Ziffer 3. - 5. befin-

den sich in einem Alter, in dem ihnen angesichts der Gesamtumstände eine

Integration in die Lebensverhältnisse des Landes ihrer Staatsangehörigkeit

noch angesonnen werden kann. Sie werden nicht allein übersiedeln, sondern

können mit der Unterstützung ihrer Eltern und ggf. auch anderer Verwanden

rechnen, die mit den Lebensverhältnisse des Staates ihrer Staatsangehörig-

keit vertraut sind. Dass die Antragsteller zu 3. - 5. nicht albanisch sprechen

und aus diesem Grund eine Integration in die dortigen Lebensverhältnisse auf

unüberwindliche Schwierigkeiten stoßen würde, ist weder vorgetragen noch

ersichtlich.

Der Senat verkennt nicht die erheblichen Schwierigkeiten, die für die An-

tragsteller nach so langem Aufenthalt in der Bundesrepublik  Deutschland mit

einer Übersiedlung in das Land ihrer Staatsangehörigkeit verbunden sind. Sie
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teilen insoweit allerdings das Schicksal einer Vielzahl von Bürgerkriegsflücht-

lingen, die in der Bundesrepublik aus humanitären Gründen langjährig Auf-

nahme gefunden haben und nunmehr in das Land ihrer Staatsangehörigkeit

zurückkehren sollen. Die damit verbundenen Probleme und Härten lassen

sich durch die Rechtsprechung, die an das gesetzliche Regelungskonzept ge-

bunden ist, nur eingeschränkt lösen. Insbesondere ist es den Verwaltungsge-

richten verwehrt, durch eine Überdehnung des Schutzbereiches des Art. 8

EMRK das Fehlen einer auf humanitäre Gründe gestützten Altfallregelung für

langjährig Geduldete, die in den Verantwortungsbereich der politischen Ent-

scheidungsträger fällt,  auszugleichen.

Die Kostenentscheidung folgt aus § 154 Abs. 2 VwGO, § 159 Satz 1 VwGO

i.V.m. § 100 Abs. 1 ZPO in entsprechender Anwendung.

Die Streitwertfestsetzung beruht auf den §§ 63 Abs. 2 Satz 1, 47 Abs. 1, 52

Abs. 2, 53 Abs. 3 Nr. 1, 39 Abs. 1 GKG i. d.F. des Kostenrechtsmodernisie-

rungsgesetzes vom 05.05.2004 (BGBl. I, S. 718 ff.).

Dieser Beschluss ist unanfechtbar, § 152 Abs. 1 VwGO.

Dr. Schaeffer Dr. Vondung Dr. Thoren


